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I 0183/2025 (DDI) 

Interpellation Luc Nünlist (SP, Olten): Widersprüche bei Zwangsmassnahmen in der Psychiatrie 

(03.09.2025) 

 

Im Frühjahr 2025 veröffentlichte die Nationale Kommission zur Verhütung von Folter (NKVF) einen Bericht 

zu den Psychiatrischen Diensten der Solothurner Spitäler AG (soH). Die NKVF untersuchte die Bedingungen 

der Unterbringung von unfreiwillig eingewiesenen Patienten und Patientinnen. Der Fokus lag auf 

bewegungseinschränkenden Massnahmen, insbesondere Isolationen und Fixierungen, sowie auf 

Behandlungen ohne Zustimmung. 

Die Feststellungen des Berichts sind gravierend: wiederholte und überlange Fixierungen – teilweise bis zu 

20 Stunden am Stück –, mehrtägige Isolationen, Zwangsmedikationen über Wochen, fehlende 

Rechtsmittelbelehrungen, mangelhafte Nachbesprechungen, unzureichende Einbindung der Betroffenen, 

polizeiliche Mitwirkung bei Fixierungen sowie eine bauliche Infrastruktur, die nicht den 

menschenrechtlichen Standards entspricht. Die Kommission spricht von unverhältnismässigen Massnahmen 

und möglichen unmenschlichen Behandlungen. Diese Feststellungen stehen im deutlichen Widerspruch zu 

den Antworten des Regierungsrats auf die Kleine Anfrage K 0124/2024 «Kleine Anfrage John Steggerda (SP, 

Trimbach): Zwangsmassnahmen und Fixationen in den Solothurner Spitälern, Kliniken» vom August 2024. 

Die Solothurner Spitäler AG hat damals angegeben, in der Psychiatrie würden Fixierungen «nicht 

standardmässig durchgeführt» und seien Einzelfälle. Die NKVF hingegen dokumentierte im 

Untersuchungszeitraum jährlich über 3'000 Fixierungen in der Alterspsychiatrie, davon viele über Tage 

hinweg. Besonders schwer wiegt dabei, dass in der Antwort auf die Kleine Anfrage von insgesamt zehn 

Fixierungen in drei Jahren die Rede war – während die Kommission allein für das Jahr 2023 über 3'800 

Fixierungen dokumentierte. Diese erhebliche Diskrepanz lässt sich kaum mit methodischen Unterschieden 

oder Missverständnissen erklären. Vielmehr stellt sich die Frage, ob das Parlament in zentralen Punkten 

unvollständig oder irreführend informiert wurde. 

Das Parlament hat Anspruch auf eine klärende Stellungnahme des Regierungsrats zu den Widersprüchen – 

und auf konkrete Angaben, wie künftig die Grundrechte vulnerabler Patienten und Patientinnen besser 

geschützt werden sollen. 

 

Die Unterzeichnenden bitten den Regierungsrat, hierzu folgende Fragen zu beantworten:  

1. Wie beurteilt der Regierungsrat den Widerspruch zwischen den Antworten auf die Kleine Anfrage K 

0124/2024 «Kleine Anfrage John Steggerda (SP, Trimbach): Zwangsmassnahmen und Fixationen in den 

Solothurner Spitälern, Kliniken» und den Feststellungen der Nationalen Kommission zur Verhütung von 

Folter? Würde der Regierungsrat heute andere Antworten geben als damals? 

2. Wie gedenkt der Regierungsrat mit den Empfehlungen der Nationalen Kommission umzugehen? Welche 

Massnahmen sind konkret geplant, um die Situation in der Psychiatrie zu verbessern? 

3. Wie viele Fixierungen (nach Station, Art und Dauer aufgeschlüsselt) wurden in den Jahren 2023, 2024 

und seit Beginn 2025 in der Psychiatrie der soH vorgenommen? Wie erklärt der Regierungsrat die 

massive Differenz zwischen den in der Kleinen Anfrage genannten zehn Fällen in drei Jahren und den 

von der Kommission dokumentierten mehreren Tausend pro Jahr? 

4. Wie erklärt sich der Regierungsrat, dass in den Antworten vom April 2024 von einem 

«verhältnismässigen Einsatz» die Rede war – obwohl laut NKVF systematisch überlange Fixierungen, 

Isolationen ohne gesetzlich erforderliche Voraussetzungen und verdeckte Medikation dokumentiert 

wurden? 

5. Wie stellt sich der Regierungsrat zur Begründung möglicher Menschenrechtsverletzungen mit veralteter 



 

Infrastruktur und Personalmangel? 

6. Wie wird durch die kantonale Aufsicht über die soH künftig sichergestellt, dass menschenrechtlich 

relevante Missstände frühzeitig erkannt, dokumentiert, öffentlich kommuniziert und behoben werden? 

7. Wie beurteilt der Regierungsrat die kritisierte Qualität der hausärztlichen Beurteilungen bei 

fürsorgerischen Unterbringungen (FU)? Welche Massnahmen sind geplant, um die Qualität, 

Unabhängigkeit und Rechtskonformität dieser Einschätzungen zu verbessern? 

8. Wie wird der Umgang mit Zurückbehaltungen geregelt, also mit Situationen, in denen Patienten und 

Patientinnen in einer geschlossenen Abteilung verbleiben, ohne formelle FU oder richterliche 

Anordnung? Entspricht diese Praxis den rechtlichen Vorgaben? 

9. Wie häufig wurden in den letzten drei Jahren Kinder und Jugendliche in Einrichtungen für Erwachsene 

untergebracht? Inwiefern entspricht dies den kinderrechtlichen Vorgaben – insbesondere dem 

Schutzauftrag gegenüber Jugendlichen? 

 

Begründung 03.09.2025: Im Vorstosstext enthalten. 
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